
SELOR
SELECTIEBUREAU VAN DE FEDERALE OVERHEID

[2017/206509]
Resultaat van de vergelijkende selectie van Nederlandstalige finan-

cieel deskundigen (m/v/x) (niveau B) voor de Openbare Instellin-
gen van Sociale Zekerheid (OISZ). — Selectienummer : ANG17271

Deze selectie werd afgesloten op 06/12/2017.
Er zijn 14 laureaten.
De lijst is 1 jaar geldig.
Er werd ook een bijzondere lijst opgesteld van de personen met een

handicap. Hierbij zijn er 1 geslaagden.
Deze lijst is 4 jaar geldig.

*
FEDERALE OVERHEIDSDIENST BINNENLANDSE ZAKEN

[C − 2017/31692]
16 JUNI 2016. — Omzendbrief inzake de toepassing van de admini-

stratieve geldboetes van 200 euro op basis van de wet van
15 december 1980 betreffende de toegang tot het grondgebied, het
verblijf, de vestiging en de verwijdering van vreemdelingen. —
Duitse vertaling

De hierna volgende tekst is de Duitse vertaling van de omzendbrief
van de Staatssecretaris voor Asiel en Migratie van 16 juni 2016 inzake
de toepassing van de administratieve geldboetes van 200 euro op basis
van de wet van 15 december 1980 betreffende de toegang tot het
grondgebied, het verblijf, de vestiging en de verwijdering van vreem-
delingen (Belgisch Staatsblad van 14 juli 2016).

Deze vertaling is opgemaakt door de Centrale dienst voor Duitse
vertaling in Malmedy.

FÖDERALER ÖFFENTLICHER DIENST INNERES

[C − 2017/31692]
16. JUNI 2016 — Rundschreiben über die Anwendung der administrativen Geldbußen von 200 EUR im Rahmen des

Gesetzes vom 15. Dezember 1980 über die Einreise ins Staatsgebiet, den Aufenthalt, die Niederlassung und das
Entfernen von Ausländern — Deutsche Übersetzung

Der folgende Text ist die deutsche Übersetzung des Rundschreibens des Staatssekretärs für Asyl und Migration
vom 16. Juni 2016 über die Anwendung der administrativen Geldbußen von 200 EUR im Rahmen des Gesetzes vom
15. Dezember 1980 über die Einreise ins Staatsgebiet, den Aufenthalt, die Niederlassung und das Entfernen von
Ausländern.

Diese Übersetzung ist von der Zentralen Dienststelle für Deutsche Übersetzungen in Malmedy erstellt worden.

FÖDERALER ÖFFENTLICHER DIENST INNERES

16. JUNI 2016 — Rundschreiben über die Anwendung der administrativen Geldbußen von 200 EUR im Rahmen des
Gesetzes vom 15. Dezember 1980 über die Einreise ins Staatsgebiet, den Aufenthalt, die Niederlassung und das
Entfernen von Ausländern
1. RECHTSRAHMEN:
Die Artikel 4bis, 41, 41bis, 42 und 42quinquies des Gesetzes vom 15. Dezember 1980 über die Einreise ins

Staatsgebiet, den Aufenthalt, die Niederlassung und das Entfernen von Ausländern ermöglichen es dem für die
Einreise ins Staatsgebiet, den Aufenthalt, die Niederlassung und das Entfernen von Ausländern zuständigen Minister
oder seinem Beauftragten, das heißt dem Ausländeramt (nachstehend jeweils ″Ausländeramt″ genannt), Ausländern
eine administrative Geldbuße von 200 EUR aufzuerlegen, wenn sie bestimmte gesetzliche Verpflichtungen nicht
erfüllen.

Im Gesetz ist vorgesehen, dass eine administrative Geldbuße von 200 EUR in folgenden Fällen auferlegt werden
kann:

Artikel 4bis:
″§ 1 - An den Außengrenzen im Sinne der Belgien bindenden internationalen Abkommen über die Überschreitung

der Außengrenzen oder der europäischen Vorschriften müssen Einreise ins und Ausreise aus dem Königreich an einer
erlaubten Übergangsstelle während der festgelegten Verkehrsstunden, wie an diesen erlaubten Übergangsstellen
angegeben, erfolgen.

(...)
§ 3 - Der Minister oder sein Beauftragter kann Ausländer, die die in § 1 erwähnte Verpflichtung nicht erfüllen, mit

einer administrativen Geldbuße von 200 EUR belegen.
Geht der Verstoß gegen die in § 1 erwähnte Verpflichtung auf eine Nachlässigkeit des Transportunternehmers

zurück, haftet dieser gesamtschuldnerisch mit dem betreffenden Ausländer für die Bezahlung der auferlegten
Geldbuße.

(...)″

SELOR
BUREAU DE SELECTION DE L’ADMINISTRATION FEDERALE

[2017/206509]
Résultat de la sélection comparative d’experts financiers (m/f/x)

(niveau B), néerlandophones, pour les Institutions publiques de
Sécurité sociale. — Numéro de sélection : ANG17271

Ladite sélection a été clôturée le 06/12/2017.
Le nombre de lauréats s’élève à 14.
La liste est valable 1 an.
En outre, une liste spécifique de 1 lauréat présentant un handicap est

établie.
Cette liste est valable 4 ans.

SERVICE PUBLIC FEDERAL INTERIEUR

[C − 2017/31692]
16 JUIN 2016. — Circulaire relative à l’application des amendes

administratives de 200 euros dans le cadre de la loi du 15 décem-
bre 1980 sur l’accès au territoire, le séjour, l’établissement et
l’éloignement des étrangers. — Traduction allemande

Le texte qui suit constitue la traduction en langue allemande de la
circulaire du Secrétaire d’Etat à l’Asile et la Migration du 16 juin 2016 rela-
tive à l’application des amendes administratives de 200 euros dans le
cadre de la loi du 15 décembre 1980 sur l’accès au territoire, le séjour,
l’établissement et l’éloignement des étrangers (Moniteur belge du
14 juillet 2016).

Cette traduction a été établie par le Service central de traduction
allemande à Malmedy.
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Artikel 41:

″§ 4 - Sind Unionsbürger nicht im Besitz eines Personalausweises beziehungsweise eines gültigen nationalen
Passes oder verfügen Familienmitglieder von Unionsbürgern, die keine Unionsbürger sind, nicht über die in Artikel 2
erwähnten Dokumente, kann der Minister oder sein Beauftragter sie mit einer administrativen Geldbuße von 200 EUR
belegen.″

Artikel 41bis:

″(...) Wird die Anwesenheit nicht binnen der in Absatz 1 vorgesehenen Frist gemeldet, kann der Minister oder sein
Beauftragter eine Geldbuße von 200 EUR auferlegen. (...)″

Artikel 42:

″§ 4 - Eintragungserklärungen und Aufenthaltsscheine werden gemäß den vom König festgelegten Modalitäten
den europäischen Verordnungen und Richtlinien entsprechend ausgestellt.

Sie müssen spätestens bei Ablauf eines Zeitraums von drei Monaten nach dem Einreisedatum bei der
Gemeindeverwaltung ihres Wohnortes beantragt werden. Ist bei Ablauf dieses Zeitraums keine Eintragungserklärung
beziehungsweise kein Aufenthaltsschein beantragt worden, kann der Minister oder sein Beauftragter eine adminis-
trative Geldbuße von 200 EUR auferlegen. (...)″

Artikel 42quinquies:

″§ 6 - Das Recht auf Daueraufenthalt von Familienmitgliedern, die keine Unionsbürger sind, wird durch die
Ausstellung einer Aufenthaltskarte festgestellt.

(...)

Sie muss vor Ablauf der Gültigkeit des in Artikel 42 § 3 erwähnten Aufenthaltsscheins beantragt werden. Wird
diese Aufenthaltskarte nicht rechtzeitig beantragt, kann der Minister oder sein Beauftragter eine administrative
Geldbuße von 200 EUR auferlegen. (...)″

Nachstehend finden Sie eine detailliertere Beschreibung der vorerwähnten Fälle:

2. FÄLLE, DIE ZUR AUFERLEGUNG EINER ADMINISTRATIVEN GELDBUSSE FÜHREN KÖNNEN:

In Ausführung der vorerwähnten Gesetzesbestimmungen kann also in verschiedenen Fällen eine Geldbuße von
200 EUR auferlegt werden.

Der in Punkt 2.1 erwähnte Fall findet Anwendung auf alle Ausländer.

Die anderen in den Punkten 2.2 bis 2.5 beschriebenen Fälle finden nur Anwendung auf Unionsbürger und ihre
Familienmitglieder in den verschiedenen Phasen ihres Aufenthalts auf dem Staatsgebiet. Im weiteren Verlauf des
vorliegenden Rundschreibens werden Unionsbürger und ihre Familienmitglieder als ″Unionsbürger″ bezeichnet.

Die Bestimmungen in Bezug auf Unionsbürger und ihre Familienmitglieder finden ebenfalls Anwendung auf die
Bürger des Europäischen Wirtschaftsraums und die schweizerischen Staatsangehörigen und ihre Familienmitglieder.

2.1 Wenn Ausländer unrechtmäßig die Außengrenzen des Schengener Raums überschreiten:

Es handelt sich um den Fall, in dem Ausländer an einer nicht anerkannten beziehungsweise nicht erlaubten
Übergangsstelle in den Schengener Raum einreisen beziehungsweise aus dem Schengener Raum ausreisen oder die
Grenze außerhalb der festgelegten Verkehrsstunden überschreiten.

Bei der Beurteilung dieses Falls werden Sachverhalte berücksichtigt, die, was die Ausländer betrifft, auf höhere
Gewalt hinweisen, und gegebenenfalls Sachverhalte, die auf eine Fahrlässigkeit des Transportunternehmers hinweisen.

Die Grenzübergangsstellen, an denen in den Schengener Raum einzureisen ist oder der Schengener Raum zu
verlassen ist, sind die in Artikel 2 Absatz 8 der Verordnung (EU) 2016/399 des Europäischen Parlaments und des Rates
vom 9. März 2016 über einen Gemeinschaftskodex für das Überschreiten der Grenzen durch Personen (Schengener
Grenzkodex) erwähnten Übergangsstellen.

Für das Königreich Belgien handelt es sich um folgende Grenzübergangsstellen:

- Luftgrenzen: die Flughäfen Brüssel-National (Zaventem), Ostende, Deurne, Bierset, Gosselies und Wevelgem,

- Seegrenzen: die Häfen von Antwerpen, Ostende, Zeebrugge, Nieuwpoort, Gent und Blankenberge,

- Landgrenze: der Brüsseler Südbahnhof - Eurostar-Terminal (Verbindung durch den Ärmelkanaltunnel).

2.2 Wenn Unionsbürger und ihre Familienmitglieder nicht über ″gültige″ Dokumente verfügen:

Wenn Unionsbürger an einer belgischen Außengrenze des Schengener Raums erscheinen, ohne im Besitz ihres
Personalausweises oder nationalen Passes zu sein, oder sie zwar im Besitz eines dieser Dokumente sind, dessen
Gültigkeitsdauer jedoch abgelaufen ist, kann ihnen eine administrative Geldbuße von 200 EUR auferlegt werden.

Eine administrative Geldbuße kann ebenfalls auferlegt werden, wenn Unionsbürger bei der Gemeinde ihres
Wohnortes erscheinen, um dort einen Antrag auf Anmeldebescheinigung (″Anlage 19″) einzureichen, ohne im Besitz
ihres Personalausweises oder nationalen Passes zu sein, oder sie zwar im Besitz eines dieser Dokumente sind, dessen
Gültigkeitsdauer jedoch abgelaufen ist, es sei denn, den Betreffenden ist bereits eine solche Geldbuße auferlegt worden,
als sie eine belgische Außengrenze des Schengener Raums überschritten haben.

Dies gilt gleichermaßen, wenn Familienmitglieder eines Unionsbürgers, die selbst keine Unionsbürger sind
(Drittstaatsangehörige), an einer belgischen Außengrenze des Schengener Raums oder bei der Gemeinde ihres
Wohnortes erscheinen, um ihren Antrag auf Aufenthaltskarte für Familienangehörige eines Unionsbürgers (″Anla-
ge 19ter″) einzureichen, ohne im Besitz eines nationalen Passes zu sein, oder sie zwar im Besitz eines dieser Dokumente
sind, dessen Gültigkeitsdauer jedoch abgelaufen ist (oder, falls diese Personen visumpflichtig sind (1), deren nationaler
Pass nicht mit einem D-Visum versehen ist, es sei denn, sie sind im Besitz eines von einem Mitgliedstaat des Schengener
Raums ausgestellten gültigen Aufenthaltsscheins).

2.3 Wenn Unionsbürger und ihre Familienmitglieder der Gemeinde ihre Anwesenheit nicht melden:

Wenn Unionsbürger für einen (kurzen) Aufenthalt, der eine Dauer von drei Monaten nicht überschreitet, nach
Belgien kommen und sie es versäumen, der Gemeindeverwaltung des Ortes, in dem sie wohnen, binnen zehn
Werktagen (2) nach ihrer Ankunft auf dem Staatsgebiet des Königreichs ihre Anwesenheit zu melden, kann ihnen eine
administrative Geldbuße auferlegt werden.

Gleiches gilt für Familienmitglieder eines Unionsbürgers, ob sie selbst Unionsbürger sind oder nicht.
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2.4 Wenn Unionsbürger und ihre Familienmitglieder keine Anmeldebescheinigung oder Aufenthaltskarte für
Familienangehörige eines Unionsbürgers beantragen:

Wenn Unionsbürger für einen Aufenthalt von mehr als drei Monaten nach Belgien kommen und sie nicht binnen
drei Monaten nach ihrer Ankunft auf dem Staatsgebiet des Königreichs bei der Gemeindeverwaltung des Ortes, in dem
sie wohnen, erscheinen, um dort eine Anmeldebescheinigung (″Anlage 19″) zu beantragen, kann ihnen eine
administrative Geldbuße auferlegt werden.

Gleiches gilt für Familienmitglieder eines Unionsbürgers, unabhängig davon, ob sie selbst Unionsbürger sind oder
nicht (″Anlage 19″ oder ″Anlage 19ter″).

2.5 Wenn Familienmitglieder eines Unionsbürgers keine Daueraufenthaltskarte für Familienangehörige eines
Unionsbürgers beantragen:

Wenn Familienmitglieder eines Unionsbürgers, die selbst keine Unionsbürger sind (Drittstaatsangehörige), es
versäumen, vor Ablauf ihrer Aufenthaltskarte für Familienangehörige eines Unionsbürgers (″Karte F″) eine
Daueraufenthaltskarte für Familienangehörige eines Unionsbürgers (″Karte F+″) anhand einer ″Anlage 22″ zu
beantragen, kann ihnen eine administrative Geldbuße von 200 EUR auferlegt werden.

Eine administrative Geldbuße von 200 EUR wird nicht auferlegt, wenn die Familienmitglieder bereits im Rahmen
eines früheren Antrags Gegenstand eines Beschlusses zur Daueraufenthaltsverweigerung waren.

3. INTERVENTION DER FÖDERALEN ODER LOKALEN POLIZEI:
3.1 Verpflichtung, sicherzustellen, dass Ausländer an den erlaubten Grenzübergangsstellen in den Schengener

Raum einreisen und aus dem Schengener Raum ausreisen:
In Anwendung der Artikel 16bis, 16ter, 16quater und 21 des Gesetzes vom 5. August 1992 über das Polizeiamt sind

die föderale und die lokale Polizei verpflichtet, für die Einhaltung der Rechtsvorschriften über die Einreise ins
Staatsgebiet, den Aufenthalt, die Niederlassung und das Entfernen von Ausländern zu sorgen, darunter auch
Artikel 4bis, um den zuständigen Behörden zu ermöglichen, Ausländern, die die in diesem Artikel erwähnten
Verpflichtungen nicht erfüllen, eine administrative Geldbuße von 200 EUR aufzuerlegen.

Gemäß Artikel 12 Absatz 1 des vorerwähnten Schengener Grenzkodex dürfen die zuständigen nationalen
Behörden annehmen, dass, wenn das Reisedokument eines Drittstaatsangehörigen nicht mit einem Einreisestempel
versehen ist, der Inhaber des Dokuments sich in illegalem Aufenthalt befindet. Die Tatsache, dass das Dokument mit
einem Einreisestempel versehen ist, stellt nämlich einen wesentlichen Bestandteil in Bezug auf den Nachweis einer
rechtmäßigen Einreise dar.

Gemäß Artikel 12 Absatz 2 des vorerwähnten Schengener Grenzkodex kann diese Annahme vom Ausländer
eventuell widerlegt werden. Fahrscheine und Ausreisestempel einer erlaubten Grenzübergangsstelle eines an den
Schengener Raum angrenzenden Staates können berücksichtigt werden.

In Ermangelung eines Einreisestempels muss überprüft werden, ob die Ausländer tatsächlich an einer erlaubten
Grenzübergangsstelle in den Schengener Raum eingereist sind. Diese Situation wird im Rundschreiben vom
7. April 2005 über die Annahme, dass ein Aufenthalt illegal ist, wenn die Reisedokumente von Nicht-EU-
Staatsangehörigen nicht mit dem Einreisestempel versehen sind, ausführlich dargelegt.

In Anwendung von Artikel 21 des Gesetzes vom 5. August 1992 über das Polizeiamt kann die lokale oder föderale
Polizei unter bestimmten Umständen auf Beschluss der zuständigen Behörden mit der Notifizierung einer Geldbuße
von 200 EUR beauftragt werden, wenn das Reisedokument eines Drittstaatsangehörigen nicht mit einem Einreise-
stempel versehen ist.

Wenn die Polizeidienste feststellen, dass die Außengrenzen über Flughäfen oder Häfen überschritten werden, die
nicht als Grenzposten anerkannt sind (siehe Punkt 2.1), erstatten sie dem Ausländeramt Bericht.

3.2 Verpflichtung, sich zu vergewissern, dass Familienmitglieder eines Unionsbürgers, die keine Unionsbürger
sind, bei ihrer Einreise ins Staatsgebiet Inhaber der in Artikel 2 des Gesetzes vom 15. Dezember 1980 erwähnten
Dokumente sind:

In Anwendung der Artikel 16bis, 16ter, 16quater und 21 des Gesetzes vom 5. August 1992 über das Polizeiamt sind
die föderale und die lokale Polizei verpflichtet, für die Anwendung der Artikel 2 und 41 Absatz 1 des Gesetzes vom
15. Dezember 1980 zu sorgen, um dem Ausländeramt zu ermöglichen, eventuell eine Geldbuße von 200 EUR
aufzuerlegen.

3.3 Übertragung der Akte an das Ausländeramt:
In den Fällen, die in den Punkten 3.1 und 3.2 erwähnt sind, übermitteln die Polizeidienste den Verwaltungsbericht,

in dem der Verstoß festgestellt wird:
- an Werktagen und zu den Bürozeiten: dem Dienst Grenzkontrolle per E-Mail (Bur_F01@ibz.fgov.be) oder per Fax

unter der Nummer 02/274 66 37,
- an Tagen, die nicht als Werktage gelten, und außerhalb der Bürozeiten: dem Bereitschaftsdienst per E-Mail

(Bur_Perm01@ibz.fgov.be) oder per Fax unter der Nummer 02/793 96 50.
4. INTERVENTION DER GEMEINDEVERWALTUNGEN:
4.1 Verpflichtung, nach Personen zu forschen, die auf Gemeindegebiet wohnen, ohne dort eingetragen zu sein:
Gemäß dem Königlichen Erlass vom 16. Juli 1992 über die Bevölkerungsregister und das Fremdenregister obliegt

es der Gemeindeverwaltung, nach Personen zu forschen, die ihren Hauptwohnort in der Gemeinde festgelegt haben,
ohne dort eingetragen zu sein.

So wird in Artikel 9 des vorerwähnten Königlichen Erlasses Folgendes bestimmt:
″Die Gemeindeverwaltung forscht ebenfalls nach Personen, die ihren Hauptwohnort in der Gemeinde festgelegt

haben, ohne in den Registern eingetragen zu sein.
(...)
Haben diese Personen es versäumt, die in Artikel 7 vorgesehene Meldung zu machen, werden sie bei der

Gemeindeverwaltung vorgeladen, um diese Meldung vorzunehmen.
(...)″
In diesem Zusammenhang sei daran erinnert, dass die einfache Anwesenheit eines Ausländers auf dem

Staatsgebiet des Königreichs anders als die einfache Anwesenheit eines belgischen Bürgers nicht ausreicht, um eine
Eintragung in die Bevölkerungsregister zu ermöglichen. Tatsächlich können nur Ausländer, denen der Aufenthalt für
mehr als drei Monate oder die Niederlassung auf dem Staatsgebiet gestattet oder erlaubt ist, in diese Register
eingetragen werden.
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4.2 Übertragung der Akte an das Ausländeramt:
Wenn die Gemeindeverwaltung zum Beispiel aufgrund eines Polizeiberichts Kenntnis von einem Verstoß hat oder

selbst einen Verstoß feststellt, übermittelt sie dem Ausländeramt eine Akte.
Diese Akte muss folgende Unterlagen enthalten:
- Bericht der Polizei oder der Gemeindeverwaltung,
- Kopien der Aufforderungsschreiben, die dem Unionsbürger bereits zugeschickt worden sind, um ihn

anzuweisen, im Hinblick auf seine Eintragung bei der Gemeinde zu erscheinen,
- eventuell andere ergriffene Maßnahmen oder unternommene Schritte,
- sowie alle zweckdienlichen Angaben,
um dem Ausländeramt zu ermöglichen, die Situation korrekt einzuschätzen und seinen Beschluss ordnungsgemäß

mit Gründen zu versehen.
Wenn es sich um Unionsbürger oder ihre Familienmitglieder handelt, die selbst Unionsbürger sind oder nicht, und

die sich im Rahmen eines Kurzaufenthalts (weniger als drei Monate) auf dem Staatsgebiet des Königreichs aufhalten,
wird die Akte dem Dienst Kurzaufenthalt per E-Mail (cs.suivi@ibz.fgov.be (FR)/kv.opvolging@ibz.fgov.be (NL)) oder
per Fax unter der Nummer 02/274 66 01 (FR)/02/274 66 52 (NL) zugeschickt.

Wenn es sich um Unionsbürger handelt, die sich im Rahmen eines langfristigen Aufenthalts (mehr als drei Monate)
auf dem Staatsgebiet des Königreichs aufhalten, wird die Akte dem Dienst Langfristiger Aufenthalt EU per E-Mail
(ls.ue@ibz.fgov.be (FR)/lv.eu@ibz.fgov.be (NL)) oder per Fax unter der Nummer 02/274 66 81 (FR)/02 274 66 29 (NL)
zugeschickt.

Wenn es sich um Familienmitglieder eines Unionsbürgers handelt, die selbst keine Unionsbürger sind
(Drittstaatsangehörige) und sich im Rahmen eines langfristigen Aufenthalts (mehr als drei Monate) auf dem
Staatsgebiet des Königreichs aufhalten, wird die Akte dem Dienst Familienzusammenführung per
E-Mail (rgf.séjour40@ibz.fgov.be (FR)/gh.verblijf@ibz.fgov.be (NL)) oder per Fax unter der Nummer 02/274 66 23
(FR)/02/274 66 28 (NL) zugeschickt.

5. INTERVENTION DES AUSLÄNDERAMTES:
Auf der Grundlage der von der Gemeindeverwaltung oder der föderalen oder lokalen Polizei übermittelten

Informationen befindet das Ausländeramt darüber, ob eine administrative Geldbuße aufzuerlegen ist oder nicht.
5.1 Geldbuße, die dem Ausländer auferlegt wird, der sich an der Grenze befindet:
Falls das Ausländeramt beschließt, Ausländern, die sich an der Grenze befinden, eine administrative Geldbuße

aufzuerlegen, übermittelt es dem Polizeidienst, der die Feststellungen gemacht hat, seinen Beschluss per E-Mail oder
per Fax.

Die Polizei notifiziert dem Ausländer den Beschluss unverzüglich in zwei Ausfertigungen und der Ausländer
bestätigt seinen Empfang. Eine Ausfertigung ist für den Ausländer bestimmt, eine zweite Ausfertigung wird dem Büro
Grenzkontrolle per E-Mail (Bur_F01@ibz.fgov.be) oder per Fax unter der Nummer 02/274 66 37 übermittelt.

Falls der Ausländer minderjährig ist, wird die administrative Geldbuße seinem gesetzlichen Vertreter oder einer
anderen natürlichen oder juristischen Person, die mit seiner Erziehung beauftragt ist und/oder für ihn aufkommt,
auferlegt.

Die Polizeidienste führen ein Register (3), in das die im Rahmen des vorliegenden Rundschreibens auferlegten
Geldbußen nach Datum und mit der auf dem Beschluss des Ausländeramtes vermerkten Referenznummer
aufgenommen werden.

5.2 Geldbuße, die Unionsbürgern auferlegt wird, die sich auf dem Staatsgebiet des Königreichs befinden:
Wenn das Ausländeramt beschließt, eine administrative Geldbuße von 200 EUR aufzuerlegen, versendet es seinen

Beschluss PER EINSCHREIBEBRIEF an die Adresse, an der die Anwesenheit des Unionsbürgers oder seines
Familienmitglieds im Bericht der Polizei oder der Gemeindeverwaltung festgestellt worden ist.

Das Ausländeramt kann jedoch jederzeit auf die in Artikel 62 des Gesetzes vom 15. Dezember 1980 über die
Einreise ins Staatsgebiet, den Aufenthalt, die Niederlassung und das Entfernen von Ausländern vorgesehenen
Notifizierungsmodalitäten zurückgreifen.

Gleichzeitig mit dieser Versendung setzt das Ausländeramt die Gemeindeverwaltung von seinem Beschluss in
Kenntnis, eine administrative Geldbuße aufzuerlegen.

Falls der Unionsbürger oder sein Familienmitglied minderjährig ist, wird die administrative Geldbuße seinem
gesetzlichen Vertreter oder jeder anderen natürlichen oder juristischen Person, die mit seiner Erziehung beauftragt ist
und/oder für ihn aufkommt, auferlegt.

5.3 Wiederholter Verstoß:
Falls Unionsbürger nach Auferlegung der administrativen Geldbuße nicht binnen einer neuen Frist von

zehn Tagen (Art. 41bis) oder drei Monaten (Art. 42) bei der Gemeindeverwaltung des Ortes, in dem sie wohnen,
erscheinen, setzt die Gemeindeverwaltung das Ausländeramt davon in Kenntnis.

Das Ausländeramt überprüft erneut die Akte des Ausländers und legt fest, ob ihm eine neue administrative
Geldbuße von 200 EUR auferlegt werden muss oder nicht.

6. ZAHLUNG DER ADMINISTRATIVEN GELDBUSSE:
Beschlüsse des Ausländeramtes sind ungeachtet jeglicher Beschwerde sofort vollstreckbar. Folglich sind Ausländer

verpflichtet, die ihnen auferlegte administrative Geldbuße sofort zu zahlen, und dies selbst wenn Beschwerde bei den
Gerichtsbehörden eingereicht wird (diesbezüglich wird auf den weiter unten angeführten Punkt 8 verwiesen).

Dem Ausländer stehen folgende drei Zahlungsmodalitäten zur Verfügung:
- Zahlung auf das Konto des Rechenschaftspflichtigen,
- Zahlung zu Händen des befugten Bediensteten,
- Zahlung bei der Hinterlegungs- und Konsignationskasse.
6.1 Zahlung auf das Konto des Rechenschaftspflichtigen:
Gemäß dem Königlichen Erlass vom 17. April 2016 über die Modalitäten für die Zahlung der in den Artikeln 4bis,

41, 41bis, 42 und 42quinquies des Gesetzes vom 15. Dezember 1980 über die Einreise ins Staatsgebiet, den Aufenthalt,
die Niederlassung und das Entfernen von Ausländern erwähnten administrativen Geldbußen wird die administrative
Geldbuße auf das Konto des im Beschluss des Ausländeramtes vermerkten Rechenschaftspflichtigen eingezahlt.
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Ausländer sind also verpflichtet, administrative Geldbußen sofort durch Einzahlung oder Überweisung auf das im
Beschluss des Ausländeramtes angegebene Konto zu zahlen. In der Rubrik ″Mitteilung″ ist die auf diesem Beschluss
vermerkte Referenznummer anzugeben.

6.2 Persönliche Zahlung zu Händen des Bediensteten:
Wenn es nicht möglich (oder zweckmäßig) ist, die Zahlung durch Einzahlung auf vorerwähntes Konto

auszuführen, ist im Königlichen Erlass die Möglichkeit einer direkten Zahlung zu Händen des Rechenschaftspflichti-
gen oder des Bediensteten, der den Verstoß festgestellt hat, vorgesehen.

Diese Zahlungsmodalität kommt besonders für administrative Geldbußen in Frage, die auf der Grundlage der
Artikel 4bis und 41 Absatz 4 an der Grenze auferlegt werden, und insbesondere und vor allem, wenn der Ausländer
keinen Wohnort in Belgien hat.

Der Bedienstete, der den Verstoß festgestellt hat, kann die administrative Geldbuße jedoch nur einnehmen, wenn
das Ausländeramt dies beschließt.

Ausländer zahlen dem befugten Bediensteten die Summe von 200 EUR in bar oder auf elektronischem Wege.
Die befugten Bediensteten führen ein Register (4), in das die auferlegten und zu ihren Händen gezahlten

Geldbußen nach Datum und mit der auf dem Beschluss des Ausländeramtes vermerkten Referenznummer
aufgenommen werden. Zu Beginn jedes Monats übermitteln sie dem Dienst Buchführung des Ausländeramtes die Liste
der im Laufe des abgelaufenen Monats in diesem Register registrierten Geldbußen per E-Mail: Compta.dvzoe@ibz.fgov.be.

Ebenso zahlen sie durch Banküberweisung (von Bankkonto zu Bankkonto) den Gesamtbetrag der im
Laufe des abgelaufenen Monats auferlegten und sofort eingenommenen Geldbußen auf folgendes Konto ein:
IBAN BE35 6792 0060 9437 - BIC PCHQBEBB. Dabei ist folgende Mitteilung zu übernehmen: ″Amendes administratives
+ Monat + Jahr″ beziehungsweise ″Administratieve boeten + Monat + Jahr″.

6.3 Zahlung bei der Hinterlegungs- und Konsignationskasse:
Diese Zahlungsweise wird bevorzugt, wenn der Ausländer die Absicht hat, den Beschluss des Ausländeramtes vor

dem Gericht Erster Instanz anzufechten.
Die Zahlung bei der Hinterlegungs- und Konsignationskasse erfolgt gemäß den Bestimmungen des Königlichen

Erlasses Nr. 150 vom 18. März 1935 zur Koordinierung der Gesetze über die Organisation und Arbeit der
Hinterlegungs- und Konsignationskasse und zur Abänderung dieser Gesetze aufgrund des Gesetzes vom 31. Juli 1934.

Zu diesem Zweck ist folgendes Verfahren einzuhalten:
Ausländer sind verpflichtet, der Hinterlegungs- und Konsignationskasse (Agentur Brüssel - rue de la

Régence/Regentschapsstraat 54 in 1000 Brüssel) ein Schreiben zuzusenden, das folgende Informationen enthält:
- Name, Vorname(n), Adresse und Kontonummer des Ausländers,
- Betrag der Einzahlung,
- Empfänger der Hinterlegung: Ausländeramt,
- Grund der Hinterlegung: Der Ausländer gibt Folgendes an: ″Diese Summe wird in Ausführung des beigefügten

Beschlusses des Ausländeramtes mit der Referenznummer ... eingezahlt″ (= Referenznummer, die auf dem Beschluss
des Ausländeramtes vermerkt ist).

Ein Muster ist auf der Website des Ausländeramtes verfügbar.
Dem Schreiben ist eine Kopie des Beschlusses des Ausländeramtes beizufügen.
Die Ausländer zahlen den Hinterlegungsbetrag auf das Konto BE58 6793 0030 3279 der Hinterlegungs- und

Konsignationskasse ein. In der Rubrik ″Mitteilung″ geben sie die auf dem Beschluss des Ausländeramtes vermerkte
Referenznummer an.

Die Hinterlegungs- und Konsignationskasse sendet den Ausländern und dem Ausländeramt als Hinterlegungs-
nachweis eine Empfangsbestätigung zu.

Für weitere Informationen über die der Hinterlegungs- und Konsignationskasse anvertrauten Aufträge:
Föderaler Öffentlicher Dienst Finanzen
Verwaltung des Schatzamtes
Hinterlegungs- und Konsignationskasse
Avenue des Arts/Kunstlaan 30
1040 Brüssel
www.caissedesdepots.be/www.depositokas.be
7. INTERVENTION DES FÖDERALEN ÖFFENTLICHEN DIENSTES FINANZEN:
Wenn Ausländer oder Transportunternehmer es versäumen, die Gelbuße zu zahlen, wird die Beitreibung der

administrativen Geldbuße gemäß den Artikeln 4bis § 5 und 42octies § 3 des Gesetzes vom 15. Dezember 1980 der
Verwaltung des Föderalen Öffentlichen Dienstes Finanzen anvertraut, die für nichtsteuerliche Beitreibungen zuständig
ist.

Diese Verwaltung erhält die Akten, die von ordentlichen Rechenschaftspflichtigen, deren Beitreibungsmittel
eingeschränkt sind, nicht abgeschlossen werden konnten. Zu diesem Zweck verfügt sie über eine Befugnis in Sachen
Zwangsbefehl, die sie davon befreit, bei einem ordentlichen Rechtsprechungsorgan einen Vollstreckungstitel
einzuholen.

7.1 Übermittlung einer Beitreibungsanweisung:
Das Ausländeramt übermittelt dem territorial zuständigen Büro des FÖD Finanzen eine Beitreibungsanweisung

zusammen mit allen für die Verwaltung der Akte notwendigen Angaben.
In Erwartung der endgültigen Umstrukturierung des FÖD Finanzen ist die Beitreibungsanweisung dem

Einnahmeamt Domänen und/oder strafrechtliche Geldbußen der Generalverwaltung Vermögensdokumentation
(früher bekannt unter der Bezeichnung ″Mehrwertsteuer-, Registrierungs- und Domänenverwaltung″ oder ″Kataster-,
Registrierungs- und Domänenverwaltung″) zu übermitteln.

Das zuständige Büro ist das für den derzeitigen Wohnsitz des Ausländers zuständige Büro. Wenn Letzterer seinen
Wohnsitz im Ausland hat, ist folgendes Büro zuständig: Erstes Einnahmeamt Domänen, rue de la
Régence/Regentschapsstraat 54 in 1000 Brüssel.
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7.2 Hinterlegung, Empfangsbestätigung und Zahlungsbenachrichtigung:
Beitreibungsanweisungen werden hinterlegt und dem Ausländeramt wird eine Empfangsbestätigung zugesandt.
Die Zusendung der Empfangsbestätigung, die individuell oder kollektiv sein kann, befreit den Rechenschafts-

pflichtigen der forderungsberechtigten Verwaltung (Ausländeramt) von seiner Verantwortung, falls die Geldbuße nicht
beigetrieben werden kann.

Sobald eine Beitreibungsanweisung hinterlegt worden ist, wird dem Ausländer eine erste Zahlungsbenachrichti-
gung zugesandt und er wird angewiesen, die Summe binnen fünfzehn Tagen zu zahlen.

Wenn nach einem Monat noch keine Zahlung eingegangen ist, wird dem Ausländer per Einschreibebrief ein
Erinnerungsschreiben zugesandt. Dieses Erinnerungsschreiben enthält die ″Ankündigung″, dass die zu entrichtenden
Summen unter Zwang beigetreiben werden.

Zahlt der Ausländer nach diesem Erinnerungsschreiben immer noch nicht, wird eine Zahlungsfähigkeitsprüfung
durchgeführt, um zu bestimmen, ob die Beitreibung der Forderung weiterzuführen oder unbegrenzt aufzuschieben ist.

Im Falle einer Zwangsbeitreibung wird ein Zwangsbefehl erlassen und per Gerichtsvollzieherurkunde zugestellt.
Ein Zwangsbefehl ist jedoch nicht notwendig, wenn der Rechtstitel, durch den die beizutreibende Forderung festgelegt
wird, eine formell rechtskräftig gewordene gerichtliche Entscheidung ist.

Für weitere Informationen:
Föderaler Öffentlicher Dienst Finanzen
Generalverwaltung Vermögensdokumentation
Verwaltung Nichtsteuerliche Beitreibung
North Galaxy
Boulevard du Roi Albert II bte 50/Koning Albert II-laan bus 50
1030 Brüssel
8. BEIM GERICHT ERSTER INSTANZ EINGEREICHTE BESCHWERDE:
Wie in Punkt 6 angegeben, befreit die Einreichung einer Beschwerde beim Gericht Erster Instanz die Ausländer

nicht von der Verpflichtung, die Geldbuße zu zahlen. Tatsächlich wird in Artikel 42octies § 1 des Gesetzes vom
15. Dezember 1980 Folgendes bestimmt:

″Der Beschluss zur Auferlegung der in den Artikeln 41 Absatz 4, 41bis Absatz 2, 42 § 4 Absatz 2 und 42quinquies
§ 6 Absatz 3 erwähnten administrativen Geldbuße ist ungeachtet jeglicher Beschwerde sofort vollstreckbar.″

Wenn der Ausländer den Beschluss des Ausländeramtes anficht, kann er eine Beschwerde beim Gericht Erster
Instanz einreichen.

Da der Gesetzgeber die örtliche Zuständigkeit des Gerichts Erster Instanz nicht genau festgelegt hat, muss auf die
Bestimmungen des Gerichtsgesetzbuches und insbesondere auf seinen Artikel 624 verwiesen werden.

Die Beschwerde kann also eingereicht werden beim Gericht Erster Instanz:
- des Wohnsitzes des Beklagten oder eines der Beklagten,
- des Ortes, in dem die Verbindlichkeiten beziehungsweise eine der Verbindlichkeiten, die Gegenstand des

Rechtsstreits sind, entstanden sind oder in dem sie erfüllt werden, erfüllt worden sind oder erfüllt werden müssen,
- des Wohnsitzes, der für die Ausführung der Rechtshandlung gewählt worden ist,
- des Ortes, wo der Gerichtsvollzieher mit dem Beklagten persönlich gesprochen hat, wenn weder der Beklagte

noch gegebenenfalls einer der Beklagten einen Wohnsitz in Belgien oder im Ausland hat.
8.1 Einreichung der Beschwerde:
Die Ausländer verfügen über eine Frist von einem Monat, um eine Beschwerde beim zuständigen Gericht Erster

Instanz einzureichen.
Diese Frist setzt mit der Notifizierung des Beschlusses ein. Die Notifizierung erfolgt vorzugsweise per

Einschreibebrief oder wird von den Behörden vorgenommen, die den Verstoß festgestellt haben.
Eine Beschwerde auf der Grundlage der Artikel 41, 41bis, 42 oder 42quinquies muss durch Ladung eingereicht

werden, da der Gesetzgeber nicht ausdrücklich eine Beschwerde durch Antragschrift vorgesehen hat. Die
Bestimmungen des Gerichtsgesetzbuches und insbesondere seines Artikels 700 sind also anzuwenden:

″Hauptklagen werden, zur Vermeidung der Nichtigkeit, durch Ladung vor den Richter gebracht, unbeschadet der
besonderen Regeln, die für das freiwillige Erscheinen und die Verfahren auf Antragschrift gelten.

(...)″
8.2 Entscheidung des Gerichts Erster Instanz:
Das Gericht Erster Instanz befindet binnen einem Monat über die vom Ausländer eingereichte Beschwerde. Der

Gesetzgeber hat die Folgen bei Nichteinhaltung dieser Frist jedoch nicht vorgesehen.
9. ERSTATTUNG DES EINGEZAHLTEN ODER HINTERLEGTEN BETRAGS:
Wenn das Gericht dem Antrag des Ausländers stattgibt und es folglich das Ausländeramt abweist, wird dem

Ausländer die von ihm gezahlte oder hinterlegte Summe erstattet.
Das Ausländeramt kann jedoch gegen das vom Gericht Erster Instanz erlassene Urteil Berufung einlegen.
Folglich wird die Summe erst erstattet, wenn das Urteil formell rechtskräftig geworden ist.
Die Modalitäten zur Erstattung der administrativen Geldbußen unterscheiden sich, je nachdem, ob:
- der Betrag auf das im Beschluss angegebene Konto eingezahlt oder zu Händen des Rechenschaftspflichtigen

gezahlt worden ist,
- der Betrag bei der Hinterlegungs- und Konsignationskasse hinterlegt worden ist.
9.1 Auf das Konto des Rechenschaftspflichtigen eingezahlter beziehungsweise zu Händen des Rechenschafts-

pflichtigen gezahlter Betrag:
Wenn Ausländer den Betrag der administrativen Geldbuße auf das im Beschluss des Ausländeramtes angegebene

Konto eingezahlt oder den Betrag zu Händen gezahlt haben, erstattet das Ausländeramt diesen Betrag auf das Konto
des Ausländers, falls es gegen das Urteil keine Berufung einlegt.

Zu diesem Zweck teilen die Ausländer dem Ausländeramt die Nummer des Kontos mit, auf das die eingezahlten
Summen eventuell erstattet werden können.
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9.2 Bei der Hinterlegungs- und Konsignationskasse hinterlegter Betrag:
Wenn Ausländer den Betrag der administrativen Geldbuße bei der Hinterlegungs- und Konsignationskasse

hinterlegt haben, übermittelt das Ausländeramt dieser Einrichtung eine Kopie des formell rechtskräftig gewordenen
Urteils und weist Letztere an, die hinterlegten Summen zu erstatten.

Der Betrag wird auf das Konto erstattet, das die Ausländer in ihrem - in Punkt 6.3 erwähnten - Schreiben an die
Hinterlegungs- und Konsignationskasse mitgeteilt haben.

10. ZUFÜHRUNG DES HINTERLEGTEN BETRAGS AN DEN STAAT:
Wenn Ausländer den Betrag der administrativen Geldbuße bei der Hinterlegungs- und Konsignationskasse

hinterlegt haben und sie binnen oben erwähnter Frist keine Beschwerde beim Gericht Erster Instanz eingereicht haben,
kommt der hinterlegte Betrag dem Staat zu.

Der Betrag kommt ebenfalls dem Staat zu, wenn das Gericht Erster Instanz den Antrag des Ausländers abgelehnt
hat und das Urteil formell rechtskräftig geworden ist.

In all diesen Fällen setzt das Ausländeramt die Hinterlegungs- und Konsignationskasse von dieser Situation in
Kenntnis und ersucht sie, den Betrag der Staatskasse zuzuführen.

Brüssel, den 16. Juni 2016

Der Staatssekretär für Asyl und Migration
Th. FRANCKEN

Fußnoten

(1) Gemäß der Verordnung (EG) Nr. 539/2001 des Rates vom 15. März 2001 zur Aufstellung der Liste der
Drittländer, deren Staatsangehörige beim Überschreiten der Außengrenzen im Besitz eines Visums sein müssen, sowie
der Liste der Drittländer, deren Staatsangehörige von dieser Visumpflicht befreit sind

(2) Samstag gilt als Werktag.
(3) Das Muster des Registers wird durch den Königlichen Erlass vom 17. April 2016 über die Modalitäten für die

Zahlung der in den Artikeln 4bis, 41, 41bis, 42 und 42quinquies des Gesetzes vom 15. Dezember 1980 über die Einreise
ins Staatsgebiet, den Aufenthalt, die Niederlassung und das Entfernen von Ausländern erwähnten administrativen
Geldbußen festgelegt.

(4) Dieses Register muss gemäß der Anlage zum Königlichen Erlass vom 17. April 2016 über die Modalitäten für
die Zahlung der in den Artikeln 4bis, 41, 41bis, 42 und 42quinquies des Gesetzes vom 15. Dezember 1980 über die
Einreise ins Staatsgebiet, den Aufenthalt, die Niederlassung und das Entfernen von Ausländern erwähnten
administrativen Geldbußen erstellt werden.

*
FEDERALE OVERHEIDSDIENST BINNENLANDSE ZAKEN

[C − 2017/14124]

5 DECEMBER 2017. — Omzendbrief kienspelen of bingo :
bevoegdheid van de Kansspelcommissie

Aan mevrouwen en de heren Burgemeesters

Aan mevrouwen en de heren Provinciegouverneurs

Ter informatie aan :

Mevrouwen en de heren Zonechefs van de lokale politie

De omzendbrief Kienspel van 31 oktober 1996 bepaalde dat de
reglementering op de loterijen moest worden toegepast, aangezien het
gaat om een verrichting die het publiek wordt aangeboden, bestemd
om winst te verschaffen door middel van het lot, overeenkomstig een
arrest van het Hof van Cassatie van 3 mei 1993.

In deze omzendbrief werd bijgevolg aangedrongen dat de gemeen-
tebesturen er nauwgelet op zouden toezien dat de plaatselijke vereni-
gingen die een vergunning voor een kienspel vanwege het College van
burgemeester en schepenen verkrijgen, zelf instaan voor de organisatie
en zelf de winst van het kienspel opstrijken.

Overeenkomstig artikel 2 van de Wet van 7 mei 1999 op de
kansspelen, de weddenschappen, de kansspelinrichtingen en de bescher-
ming van de spelers (hierna : de Kansspelwet), is een kansspel een spel
of weddenschap waarbij een ingebrachte inzet van om het even welke
aard, hetzij het verlies van deze inzet door minstens één der spelers of
wedders, hetzij een winst van om het even welke aard voor minstens
één der spelers, wedders of inrichters van het spel of de weddenschap
tot gevolg heeft en waarbij het toeval, zelfs bijkomstig, een element is in
het spelverloop, de aanduiding van de winnaar of de bepaling van de
winstgrootte.

SERVICE PUBLIC FEDERAL INTERIEUR

[C − 2017/14124]

5 DECEMBRE 2017. — Circulaire bingo :
Compétence de la Commission des jeux de Hasard

A Mesdames et Messieurs les Bourgmestres

A Mesdames et Messieurs les Gouverneurs de province

Pour information à :

Mesdames et Messieurs les Chefs de zone de la police locale

La circulaire Bingo du 31 octobre 1996 stipulait que la réglementation
sur les loteries devait lui être appliquée puisqu’il s’agit d’une opération
offerte au public destinée à procurer un gain par la voie du sort
conformément à un arrêt de la Cour de Cassation du 3 mai 1993.

Celle-ci insistait par conséquent pour que les administrations com-
munales veillent spécialement à ce que les associations locales qui
obtiennent du collège communal une autorisation assurent elles-mêmes
l’organisation et en perçoivent elles-mêmes les bénéfices.

Conformément à l’article 2 de la Loi du 7 mai 1999 sur les jeux de
hasard, les paris, les établissements de jeux de hasard et la protection
des joueurs, un jeu de hasard est un jeu ou pari pour lequel un enjeu de
nature quelconque est engagé, ayant pour conséquence soit la perte de
l’enjeu par au moins un des joueurs ou des parieurs, soit le gain de
quelque nature qu’il soit, au profit d’au moins un des joueurs, parieurs
ou organisateurs du jeu ou du pari et pour lequel le hasard, même
accessoire, est un élément pour le déroulement du jeu, la détermination
du vainqueur ou la fixation du gain.
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